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Allgem eine Auftragsbest im m ungen  

für  Rechtsanw älte  und Rechtsanw altsgesellschaften 

 

der  Rechtsanw alts-  und Steuerberaterpartnerschaft  bolw indokters 

Feldhoek 28, 48282 Emsdet ten,  

Tel:  02572-951271, Fax:  02572-951269,  

AG Essen PR 1889 

(nachstehend auch „der Rechtsanwalt“)  

 

für  a lle  Angelegenheiten im  Sinne der  Bundesrechtsanw altsordnung: 

 

 

§  1  I nhalt  des Auft rags 

(1)  I nhalt  und Um fang des dem  Rechtsanwalt  erteilt en Mandats ergeben sich aus der 

Vollm acht  und ggf. den hierzu erteilt en Auft rägen. Werden erbrachte Leistungen über die 

Vollm acht  hinaus ohne schrift liche Auft ragsbeschreibung an den Mandanten übermit telt   

und nicht  unverzüglich unter dem  Hinweis zurückgewiesen, dass kein Auft rag bestanden 

habe, gilt  der Rechtsanwalt  als hierm it  beauft ragt .  

 

(2)  Der Rechtsanwalt  wird in Form einer Partnerschaft sgesellschaft  (m it  Steuerberater)  

t ät ig. Eine steuer liche Beratung ist  jedoch nur dann Teil des Mandats, wenn sich die 

steuerrecht liche Beratung und/ oder Vert retung ausdrücklich auf das Steuerrecht  bezieht . 

Ansonsten erfolgt  eine steuerrecht liche Beratung nur, wenn der 

Partnerschaft sgesellschaft  ein gesonderter schrift licher Auft rag nach dem 

Steuerberatungsgesetz erteilt  wird, bzw. der Mandant  bereit s steuer licher Mandant  der 

Partnerschaft sgesellschaft  ist  und m it  dieser einen schrift lichen Steuerberatungsvert rag 

über den Um fang der Leistungen gem äß § 1 StBerG geschlossen hat . 

 

 

  

 



 Allgem eine  Auft ra gsbest im m ungen 

 

 

w w w .bolw indokte rs.de 

 
 

 

Seit e 2  von 1 0  

 

 

§  2  Rechte und Pflichten des Rechtsanw alts 

(1)  Der dem  Rechtsanwalt  erteilte Auft rag wird vom  ihm  nach den Grundsätzen 

ordnungsgem äßer Berufsausübung ausgeführt .  

 

(2)  Der Rechtsanwalt  wird die vom  Auft raggeber genannten Tatsachen, insbesondere 

Zahlen-  und Datumsangaben als r icht ig zugrunde legen. Soweit  eine Unricht igkeit  

festgestellt  wird, verpflichtet  er sich, den Auft raggeber auf diese Unricht igkeit  

hinzuweisen. Eine Überprüfung der Richt igkeit  er folgt  nur, wenn dazu schr ift lich ein 

Auft rag erteilt  wurde. 

 

(3)  Der Rechtsanwalt  ist  zur Erhebung der Klage und zur Einlegung von Rechtsm it teln 

und Rechtsbehelfen nur dann verpflichtet , wenn er einen darauf ger ichteten Auft rag 

erhalten und angenom m en hat . Sofern sich der Mandant  auf eine entsprechende Anfrage 

des Rechtsanwaltes nicht  m eldet , bleibt  der Rechtsanwalt  untät ig. Der Mandant  ist  

darüber inform iert , dass er im  Falle einer ausbleibenden Beauft ragung zur Erhebung der 

Klage und zur Einlegung von Rechtsmit teln und Rechtsbehelfen, m it  erheblichen 

Rechtsnachteilen zu rechnen hat . 

 

(4)  Der Rechtsanwalt  verpflichtet  sich, über alle ihm  im  Zusamm enhang mit  der 

Ausführung des Auft rags zur Kenntnis gelangenden Tatschen St illschweigen zu 

bewahren, es sei denn, dass der Auft raggeber ihn von dieser Verpflichtung entbindet . Der 

Rechtsanwalt  kann verlangen, dass diese Erklärung ihm  schr ift lich erteilt  wird. Der 

Rechtsanwalt  darf Ber ichte, Gutachten und sonst ige schrift liche Äußerungen über die 

Ergebnisse seiner Tät igkeit  Drit t en nur m it  Einwilligung des Auft raggebers aushändigen. 

Die Verschwiegenheit spflicht  besteht  auch nach Beendigung des Vert ragsverhältnisses 

fort . 

 

(5)  Die Verschwiegenheit spflicht  besteht  im  gleichen Umfang wie für den Rechtsanwalt  

auch für die Mitarbeiter des Rechtsanwalt s. 

 

(6)  Die Verschwiegenheit spflicht  besteht  nicht , soweit  die Offenlegung zur Wahrung 

berecht igter I nteressen des Rechtsanwalt s erforder lich ist . Der Rechtsanwalt  ist  auch 

insoweit  von der Verschwiegenheit spflicht  entbunden, als er nach den 

Versicherungsbedingungen seiner Berufshaftpflichtversicherung zur Inform at ion und 

Mitwirkung verpflichtet  ist . 
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(7)  Darüber hinaus besteht  keine Verschwiegenheit spflicht , soweit  dies zur Durchführung 

eines Zert if izierungsaudit s in der Kanzlei des Rechtsanwalts erforderlich ist  und die 

insoweit  t ät igen Personen ihrerseit s über ihre Verschwiegenheit spflicht  belehrt  worden 

sind. Der Auft raggeber erklärt  sich dam it  einverstanden, dass durch den 

Zert ifizierer/ Auditor Einsicht  in seine -  vom  Rechtsanwalt  abgelegte und geführte -  

Handakte genom m en wird. Gleiches gilt  bei der Beant ragung des Titels „Fachanwalt“. Der 

Rechtsanwalt  darf der Rechtsanwalt skam m er insofern Einsicht  in die Handakten 

gewähren. 

 

(8)  Gesetzliche Auskunft s-  und Aussageverweigerungsrechte nach § 102 AO, § 53 StPO, 

§ 383 ZPO bleiben unberührt . 

 

(9)  Der Rechtsanwalt  ist  berecht igt , personenbezogene Daten des Auft raggebers und 

dessen Mitarbeitern im  Rahm en der erteilten Auft räge m aschinell zu erheben und in einer 

autom at isierten Datei zu verarbeiten oder einem  Dienst leistungsrechenzentrum  zur 

weiteren Auft ragsdatenverarbeitung zu übert ragen. 

 

(10) Der Rechtsanwalt  ist  berecht igt , Mitarbeiter, fachkundige Drit te und 

datenverarbeitende Unternehm en für die Ausführung des Auft rags heranzuziehen. Dabei 

hat  der Rechtsanwalt  dafür zu sorgen, dass diese sich zur Verschwiegenheit  

entsprechend der für den Rechtsanwalt  geltenden Regelungen verpflichten. 

 

 

§  3  Kom m unikat ion 

(1)  Die vom  Mandanten bei Mandatsbeginn bekannt  gegebenen Adressdaten gelten bis 

zu einer Änderungsangabe des Mandanten als zut reffend. Soweit  der Rechtsanwalt  an die 

angegebene Adresse Schrift stücke versendet , genügt  er seiner Inform at ionspflicht . Der 

Rechtsanwalt  ist  befugt , im  Rahm en der Zweckbest im mung des Auft rags die ihm  

anvert rauten personenbezogenen Daten des Auft raggebers unter Beachtung der 

Datenschutzbest im mungen zu erheben, zu speichern und zu verarbeiten (Hinweis gem äß 

§ 33 BDSG) .  

 

(2)  Hinsicht lich der elekt ronischen Korrespondenz wird darauf hingewiesen, dass eine 

elekt ronische Nachr icht  vert rauliche Inform at ionen enthält  und nur für den/ die genannten 

Em pfänger best imm t ist . Jegliche unbefugte Verbreitung oder Vervielfält igung ist  nicht  

gestat tet . Aussagen gegenüber dem  Adressaten unterliegen den Regelungen des 

zugrunde liegenden Auft rags, insbesondere diesen allgem einen Mandatsbedingungen. 

Der I nhalt  einer unverschlüsselten E-Mail des Rechtsanwalts ist  nur rechtsverbindlich, 
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wenn sie durch einen Br ief entsprechend bestät igt  wird. Die Versendung von E-Mails hat  

keine fristwahrende Wirkung. Das gleiche gilt  für  t elefonisch abgegebene Erklärungen 

und Auskünfte. 

 

(3)  Telefonische Auskünfte und Erklärungen des Rechtsanwalt s sind nur bei 

anschließender schrift licher Bestät igung verbindlich. 

 

(4)  Zustellungen, Fr isten und Erweiterungen dieses Auft rages können rechtswirksam  nur 

per Telefax oder per Brief an den Rechtsanwalt  überm it telt  werden. 

 

 

§  4  Mängelbeseit igung, offenbare Unr icht igkeiten 

Der Auft raggeber hat  Anspruch auf Beseit igung etwaiger Mängel. Dem  Rechtsanwalt  ist  – 

sofern m öglich -  Gelegenheit  zur Nachbesserung zu geben. 

 

 

§  5  Haftung 

(1)  Der Rechtsanwalt  haftet  für  eigenes Verschulden und für Verschulden seiner 

Erfüllungsgehilfen.  

 

( 2 )  Der  Anspruch des Auftraggebers gegen den Rechtsanw alt  auf Ersatz e ines 

nach Abs. 1  fahr lässig verursachten Schadens w ird auf 1 .0 0 0 .0 0 0 ,0 0  EUR ( in 

W orten: e ine Million Euro)  begrenzt . Von der Haftungsbegrenzung ausgenom m en 

sind Haftungsansprüche für Schäden aus der Ver let zung des Lebens, des Körpers oder 

der Gesundheit . 

 

(3)  Der Schadensersatzanspruch des Auft raggebers ver jährt , wenn der Anspruch nicht  

kraft  Gesetzes einer kürzeren Verjährungsfrist  unter liegt , 

-  in einem  Jahr von dem  Zeitpunkt  an, in dem  der Anspruch entstanden ist , und der 

Auft raggeber von den den Anspruch begründenden Umständen und der Person 

des Schuldners Kenntnis er langt  oder ohne grobe Fahrlässigkeit  er langen m usste, 

-  ohne Rücksicht  auf seine Entstehung und die Kenntnis oder grob fahrlässige 

Unkenntnis in zehn Jahren von der Begehung der Handlung, der Pflichtverlet zung 

oder dem sonst igen den Schaden auslösenden Ereignis an. 

Entscheidend ist  die früher endende Frist . 
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(4)  Die getroffenen Haftungsregelungen gelten auch gegenüber anderen Personen als 

dem  Auft raggeber, soweit  ausnahm sweise im Einzelfall vert ragliche oder vorvert ragliche 

Beziehungen auch zwischen dem Rechtsanwalt  und diesen Personen begründet  werden. 

 

 

§  6  Rechte und Pflichten des Auft raggebers 

(1)  Der Auft raggeber ist  zur Mitwirkung verpflichtet , soweit  dies für eine 

ordnungsgem äße Erledigung des Auft rags erforderlich ist . Der Auft raggeber hat  

insbesondere dem  Rechtsanwalt  ohne Aufforderung alle zur Ausführung des Auft rags 

notwendigen Unter lagen vollständig und rechtzeit ig zu übergeben, damit  dem 

Rechtsanwalt  eine angem essene Bearbeitungszeit  zur Verfügung steht . Entsprechendes 

gilt  für  die Unterrichtung über alle Vorgänge und Um stände, die für die Ausführung des 

Auft rags von Bedeutung sein können. Der Mandant  ist  verpflichtet , alle schr ift lichen und 

m ündlichen Mit teilungen des Rechtsanwalt s zur Kenntnis zu nehm en und bei 

Zweifelsfragen Rücksprache zu halten. 

 

(2)  Unter lässt  der Auft raggeber eine ihm  obliegende Mitwirkung oder komm t  er m it  der 

Annahm e der vom  Rechtsanwalt  angebotenen Leistung in Verzug, ist  der Rechtsanwalt  

berecht igt , eine angem essene Frist  m it  der Erklärung zu best imm en, dass er die 

Fort setzung des Vert rags nach Ablauf der Frist  ablehnt . Nach erfolglosem  Ablauf dieser 

Fr ist  kann der Rechtsanwalt  den Vert rag frist los kündigen. Unberührt  bleibt  der Anspruch 

des Rechtsanwalt s auf Ersatz der ihm  durch den Verzug oder die unterlassene Mitwirkung 

des Auft raggebers entstandenen Mehraufwendungen sowie des verursachten Schadens. 

Das gilt  auch dann, wenn der Rechtsanwalt  von dem  Kündigungsrecht  keinen Gebrauch 

m acht . 

 

 

§  7  Vergütung, Vorschuss, Folgen der  N ichtzahlung 

(1)  Die Gebühren, also auch der Honoraranspruch des Rechtsanwalt s nach dem  

Rechtsanwalt svergütungsgesetz (RVG) , werden bereit s m it  I nform at ionserteilung durch 

den Mandanten ausgelöst . Die Entstehung und die Höhe des Vergütungsanspruchs des 

Rechtsanwalt s hängt  nicht  davon ab, ob die Tät igkeit  des Rechtsanwalt s für den 

Mandanten erfolgreich ist  oder nicht , es sei denn, es sei dem  Rechtsanwalt  ein Fehler 

unterlaufen, wofür dieser haftbar gem acht  werden kann. Grundsätzlich schuldet  der 

Anwalt  keinen Erfolg, sondern lediglich die Erbringung einer Dienst leistung. 

 

(2)  Gesetzliche Basis für das anwalt liche Honorar ist  das Rechtsanwaltsvergütungsgesetz 

(RVG) . Es unterscheidet  grundsätzlich zwischen Wert -  und Bet ragsrahm engebühren. 
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Gebühren nach dem Gegenstandswert  fallen meist  für gericht liche Tät igkeiten im Zivil- , 

Verwaltungs-  und Arbeit srecht  an. Rahm engebühren sieht  das Gesetz weitgehend für die 

Gebiete des St raf-  und Sozialrechts vor. Der Rechtsanwalt  bietet  zudem  grundsätzlich 

den zusätzlichen Abschluss einer Honorarvereinbarung auf Zeit  an. 

 

(3)  Soweit  sich die Gebühren nach dem  Wert  richten, ist  an Hand einer Gebührentabelle 

aus der jeweiligen Gegenstandsstufe (auch:  Streitwertstufe)  die Gebühr abzulesen und 

m it  dem  entsprechenden Gebührensatz zu m ult iplizieren. Unter dem Gegenstandswert  

einer Angelegenheit  versteht  m an den objekt iven Geldwert  oder das wir tschaft liche 

I nteresse des Auft raggebers. Bei Forderungsangelegenheiten entspricht  er z.B. dem 

Bet rag der geltend gem achten oder abzuwehrenden Forderung. Bei gesetzlicher 

Gebührenberechnung ist  das Honorar nach Gegenstandswert  der Regelfall. 

 

(4)  Gem äß § 9 RVG ist  der Rechtsanwalt  berecht igt , für  die entstandenen und 

voraussicht lich noch zu entstehenden Gebühren und Auslagen einen angem essenen 

Vorschuss zu fordern. Wird eine erteilt e Vorschussrechnung nicht  ausgeglichen, ist  der 

Rechtsanwalt  berecht igt , nach vorheriger Androhung weitere Leistungen abzulehnen und 

das Mandat  fr ist los zu kündigen. 

 

(5)  Anwalt liche Gebühren, die sich nach dem Gegenstandswert  richten, erhöhen sich bei 

höheren Werten nach der gesetzlichen Regelung in § 13 RVG.  

 

(6)  Der Mandant  hat  die für die Bearbeitung des Mandats benöt igten Schreiben und 

Unterlagen m it  den erforderlichen Kopien zur Verfügung zu stellen. Die Notwendigkeit  der 

Anfert igung von  -  vom  Mandant  zu vergütenden -  Fotokopien und Abschrift en liegt  im  

Ermessen des Rechtsanwalt s. 

 

(7)  Rechnungen sind innerhalb von 14 Tage nach Eingang auf das in der Rechnung 

benannte Konto des Rechtsanwalt s zu überweisen. Für die Rechtzeit igkeit  komm t es 

allein auf das Datum der Wertstellung an. 

 

 

§  8  Bestehen e iner  Rechtsschutzversicherung 

(1)  Der Mandant  hat  unverzüglich m it zuteilen, ob er rechtsschutzversichert  ist  

(Versicherungsgesellschaft , Versicherungsnum mer, Versicherungsum fang) . Die Einholung 

der Kostenzusage ist  grundsätzlich Sache des Mandanten, der Rechtsanwalt  ist  bei einer 

Anfrage zur Kostenübernahm e jedoch gerne behilflich.  
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(2)  Sofern vom  Mandanten eine Rechtschutzversicherung abgeschlossen wurde, r ichtet  

sich der Erstat tungsanspruch in Bezug auf das anwalt liche Honorar ausschließlich nach 

den Vereinbarungen zwischen dem  Mandanten und dem  Rechtschutzversicherer, also 

dem  Versicherungsvert rag. Grundsätzlich ist  der Mandant  verpflichtet , das gesetzlich 

geregelte oder vereinbarte Honorar aus dem  Vert rag m it  dem  Anwalt  diesem  zu zahlen, 

unabhängig davon, ob und in welcher Höhe die Rechtschutzversicherung ihm  hierauf 

Honorarbet räge erstat tet . 

 

(3)  Der Rechtsschutzversicherer ist  nicht  verpflichtet , säm t liche Gebühren des 

anwalt lichen Honorars zu erstat ten. Die Erstat tung r ichtet  sich nach Versicherungsvert rag 

zwischen dem  Mandanten und seinem  Rechtsschutzversicherer. Dies gilt  insbesondere für 

zwischen dem  Mandanten und dem  Rechtsanwalt  geschlossene Vergütungsvereinbarun-

gen, die die gesetzlichen Gebühren übersteigen. So werden von den 

Rechtschutzversicherungen z.B. grundsätzlich keine Fahrtkosten und Abwesenheit sgelder 

für Dienst reisen des Rechtsanwalt s (z.B. zum auswärt igen Gericht  oder zu Ortsterm inen)  

übernom men oder lediglich die Kosten für drei Zwangsvollst reckungsversuche erstat tet .  

 

(4)  Eine vereinbarte Selbstbeteiligung ist  auf jeden Fall vom Mandanten selbst  zu t ragen. 

 

(5)  Der Mandant  bleibt  auch im  Falle der nacht räglichen Rücknahm e der Deckungszusage 

durch die Rechtsschutzversicherung verpflichtet , sämt liche Gebühren des Rechtsanwalt s 

zu zahlen.  

 

(6)  Wird nur ein Teil der Gebühren von der Rechtsschutzversicherung erstat tet  und 

besteht  Streit  darüber, ob die Rechtsschutzversicherung verpflichtet  ist , diesen Teil auch 

zu t ragen, ist  der Mandant  verpflichtet , den st reit igen Teil zunächst  dem  Rechtsanwalt  

gegenüber auszugleichen. Dieser Anspruch des Rechtsanwaltes gegen den Mandanten ist  

unabhängig davon, ob der Rechtsanwalt  durch den Mandanten Beauft ragung zur Führung 

einer Klage gegen den Rechtsschutzversicherer erhalten hat  oder nicht . 

 

 

§  9  Ger inges Einkom m en und Verm ögen 

(1)  Der Mandant  ist  bereit s bei Beauft ragung des Rechtsanwaltes verpflichtet , diesen zu 

inform ieren, sofern er hinsicht lich seines geringen Einkomm ens und Verm ögens nicht  in 

der Lage ist , die voraussicht lich entstehenden Anwaltsgebühren selbst  zu t ragen. Trit t  

dieser Fall während der Tät igkeit  des Rechtsanwaltes ein, hat  der Mandant  dies seinem 

Anwalt  unverzüglich m it zuteilen. Dieser wird dann prüfen, ob dem  Mandanten die Rechte 

aus der Beratungshilfe oder Prozesskostenhilfe zustehen. Liegen die Voraussetzungen 
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hierzu nicht  vor, ist  der Mandant  nach wie vor verpflichtet , die entstehenden und bereit s 

entstandenen Anwalt sgebühren zu t ragen. 

 

(2)  Reicht  der Mandant  im  Falle der Beauft ragung m it  der Erhebung einer Klage oder im  

Falle der Rechtsverteidigung im  Wege der Prozesskostenhilfe, die Erklärung über die 

persönlichen und wir tschaft lichen Verhältnisse nicht  rechtzeit ig vor Abschluss der Instanz 

oder bei vorgeschaltetem  Prozesskostenhilfeverfahren bei Beant ragung desselben ein, so 

ist  der Mandant  verpflichtet , die Anwalt sgebühren selbst  zu t ragen. 

 

(3)  Wird die Gewährung von Prozesskostenhilfe versagt , ist  der Mandant  ebenfalls 

verpflichtet , die Anwalt sgebühren selbst  zu t ragen. 

 

(4)  Auch bei Bewilligung von Prozesskostenhilfe hat  der Mandant  im  Falle des 

Unterliegens die Kosten der Gegenseite zu t ragen. 

 

(5)  Der Mandant  wird darauf ausdrücklich darauf hingewiesen, dass er sich unter 

Um ständen st rafbar m acht , wenn er in der Erklärung über seine persönlichen und 

wir tschaft lichen Verhältnisse unvollständige oder falsche Angaben m acht . 

 

 

§  1 0  Kostenhinw eis bei Verfahren vor  den Arbeitsger ichten 

Der Mandant  ist  darauf hingewiesen worden, dass kein Kostenerstat tungsanspruch in 

Arbeit sger ichtssachen in 1. I nstanz, auch im  Falle des Obsiegens besteht . 

 

 

§  1 1  Aufrechnung / Zurückbehaltungsrecht  durch den Auft raggeber  

(1)  Eine Aufrechnung gegenüber einem Vergütungsanspruch des Rechtsanwalt s ist  nur 

m it  unbestr it tenen oder rechtskräft ig festgestellten Forderungen zulässig. 

 

(2)  Die Geltendm achung eines Zurückbehaltungsrechtes ist  – bei Unternehm en -  nicht  

zulässig. Ansonsten ist  die Geltendm achung eines Zurückbehaltungsrechts zulässig, 

soweit  es auf einen Anspruch aus diesem  Vert rag beruht . 

 

 

§  1 2  Beendigung des Vert rages 

(1)  Das Mandat  wird durch Erfüllung der vereinbarten Leistungen, durch Ablauf der 

vereinbarten Laufzeit  oder durch Kündigung beendet . Der Vert rag endet  nicht  durch 

Eint r it t  der Geschäftsunfähigkeit  des Auft raggebers, durch Tod des Auft raggebers oder 
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falls es sich bei dem  Auft raggeber um  eine Gesellschaft  handelt  durch die Auflösung der 

Gesellschaft . 

 

(2)  Wenn und soweit  es sich bei dem  Vert rag um  einen Dienstvert rag im  Sinne der §§ 

611, 675 BGB handelt  -  kann er von jedem  Vert ragspartner außerordent lich nach 

Maßgabe der §§ 626 ff. BGB schrift lich gekündigt  werden. Soweit  im  Einzelfall hiervon 

abgewichen werden soll, bedarf es einer schr ift lichen Vereinbarung, die gesondert  zu 

erstellen ist  und dem  Auft raggeber zusam m en mit  diesen Allgem einen 

Auft ragsbedingungen bei Vert ragsabschluss ausgehändigt  werden soll. 

 

(3)  Kündigt  der Mandant  ist  der Rechtsanwalt  zu keinerlei Handlungen m ehr verpflichtet . 

Kündigt  der Rechtsanwalt  sind nur noch diejenigen Handlungen vorzunehm en, die 

zumutbar sind und keinen Aufschub dulden (z. B. Frist ver längerungsant rag bei 

drohendem  Fristablauf) .  

 

 

§  1 3  Abw icklung des Vert rags 

(1)  Der Rechtsanwalt  ist  verpflichtet , dem  Auft raggeber alles, was er zur Ausführung des 

Auft rags erhält  bzw. erhalten hat  und was er aus der Geschäft sbesorgung erlangt , 

herauszugeben. Außerdem  ist  der Rechtsanwalt  verpflichtet , dem  Auft raggeber die 

erforderlichen Inform at ionen zu geben, auf Ver langen Auskunft  über den Stand der 

Angelegenheit  zu erteilen und Rechenschaft  abzulegen. 

 

(3)  Nach Beendigung des Mandatsverhältnisses sind die Unterlagen auf Kosten des 

Auft raggebers von diesem beim  Rechtsanwalt  abzuholen. 

 

 

§  1 4  Aufbew ahrung, Herausgabe und Zurückbehaltungsrecht  von 

Arbeitsergebnissen und Unter lagen 

(1)  Der Rechtsanwalt  bewahrt  die Handakten für die Dauer von zehn Jahren nach 

Beendigung des Auft rags auf. Die Aufbewahrungspflicht  erlischt  bereit s vor Beendigung 

dieses Zeit raum s, wenn der Rechtsanwalt  den Auft raggeber schrift lich dazu aufgefordert  

hat , die Handakten abzuholen bzw. in Em pfang zu nehm en, und zwar m it  Ablauf von 

sechs Monate nach Abgabe der Aufforderungserklärung des Rechtsanwalts. 

 

(2)  Zu den Handakten im Sinne dieser Vorschr ift  gehören alle Schrift stücke, die der 

Rechtsanwalt  aus Anlass seiner beruflichen Tät igkeit  von dem  Auft raggeber oder von 

Drit t en für ihn erhalten hat . Dies gilt  jedoch nicht  für  den Briefwechsel zwischen dem  
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Rechtsanwalt  und seinem Auft raggeber und für die Schr iftstücke, die dieser bereit s in 

Urschrift  oder Abschrift  erhalten hat , sowie für die zu internen Zwecken gefert igten 

Arbeit spapiere. 

 

(3)  Auf Anforderung des Auft raggebers hat  der Rechtsanwalt  dem  Auft raggeber die 

Handakten innerhalb einer angem essenen Frist  herauszugeben. Der Rechtsanwalt  kann 

von Unterlagen, die er an den Auft raggeber zurückgibt , Abschrift en oder Fotokopien 

anfert igen und zurückbehalten. 

 

 

§  1 5  Zurückbehaltungsrecht  

Der Rechtsanwalt  kann die Herausgabe seiner Arbeitsergebnisse und der Handakten 

verweigern, bis er wegen seiner Gebühren und Auslagen befriedigt  ist . Dies gilt  nicht , 

soweit  die Zurückbehaltung nach den Umständen, insbesondere wegen verhältnism äßiger 

Geringfügigkeit  der geschuldeten Bet räge, gegen Treu und Glauben verstoßen würde.  

 

 

§  1 6  Schlussbest im m ungen 

(1)  Für den Auft rag, seine Ausführung und die sich hieraus ergebenden Ansprüche gilt  

nur deutsches Recht . 

 

(2)  Der Rechtsanwalt  korrespondiert  m it  ausländischen Auft raggebern in Deutsch. 

Etwaige Kosten für Übersetzungen sind vom  Mandanten zu erstat ten. Der Rechtsanwalt  

haftet  nicht  für  Übersetzungsfehler. Die Haftung des beauft ragten Rechtsanwalt s oder 

seiner Erfüllungsgehilfen für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit  bleibt  hiervon unberührt . 

 

(3)  Sofern der Auft raggeber ein Kaufm ann ist , ist  der Erfüllungsort  der Ort  der 

beruflichen Nieder lassung bzw. der Ort  der weiteren Beratungsstelle des Rechtsanwalt s. 

 

(4)  Falls einzelne Best im mungen dieser Auft ragsbedingungen unwirksam  sein oder 

werden sollt en, wird die Wirksamkeit  der übrigen Best immungen dadurch nicht  berührt . 

Die unwirksam e Best immung ist  durch eine gült ige zu ersetzen, die dem  angest rebten 

Ziel m öglichst  nahe kom mt . 

 

(5)  Änderungen und Ergänzungen dieses Vert rages, auch dieser, bedürfen der 

Schr ift form . 

 

Em sdet ten, den 12.09.2010  


